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Liebe Leserinnen und Leser, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 

komplexe Systeme wie das deutsche Gesundheitswesen lassen sich nur langsam verändern. Meist wird erst in der Rück-
schau deutlich, wie kleine, aufeinander aufbauende Reformschritte in der Summe zu grundlegendem Wechsel geführt 
haben. Dies ist einerseits beruhigend: Wie immer die Bundestagswahl ausgehen wird, einen kurzfristigen grundlegenden 
Kurswechsel wird es kaum geben.  
 

Das ist aber andererseits auch motivierend, denn jedem Schritt folgt der nächste und viele Schritte ergeben eine Rich-
tung. Jeder Schritt kann ein entscheidender Beitrag zur Verwirklichung eines langfristigen politischen Ziels sein: Für uns 
ist das Ziel, in Deutschland dauerhaft eine qualitativ hochwertige Versorgung für psychisch kranke Menschen zu sichern. 
Wir haben in dieser Ausgabe viele Aspekte zusammengestellt, die die Gesundheitspolitik aus psychotherapeutischer Sicht 
in der nächsten Legislaturperiode beschäftigen sollten. Wir hoffen, dass dazu insbesondere eine reformierte Bedarfspla-
nung und eine bessere Finanzierung der Psychotherapieforschung gehören. Wir werden uns jedenfalls dafür einsetzen. 
 

Herzlich 
 

Ihr Rainer Richter 

Forschungsbonus für Psychotherapie –  
Ein neues Förderkonzept für die GKV 

Psychotherapie ist nach-
weislich wirksam. Die inter-
nationale Forschung hat in den 
vergangenen Jahrzehnten mit 
einer Vielzahl methodisch 
hochwertiger Studien belegt, 
dass mit psychotherapeuti-
schen Verfahren und Metho-
den psychische Störungen 
wirksam behandelt werden 
können. Deshalb spielt Psy-
chotherapie bei der Behand-
lung von psychischen Störun-
gen in evidenzbasierten Leitli-
nien vielfach eine herausgeho-
bene Rolle. 

 
Bis heute leidet die Psycho-

therapieforschung jedoch un-
ter einem strukturellen Defi-
zit. Sie verfügt nicht annä-
hernd über die Etats der Arz-
neimittelforschung. Die Er-
forschung personenzentrierter 
Krankenbehandlung ist massiv 
benachteiligt. Pharmazeuti-
sche Unternehmen können ih-
re Kosten für Innovation und 
Forschung über den Arznei-
mittelpreis und damit über die 
gesetzliche Krankenversiche-
rung (GKV) refinanzieren. 
Den Preis neuer patentge-
schützter Arzneimittel können 

sie in Deutschland sogar selbst 
festlegen. Psychotherapeuten 
haben diese Möglichkeit nicht. 
Die Vergütung psychothera-
peutischer Leistungen durch 
die Kassen berücksichtigt kei-
ne Investitionen für Forschung 
und Innovation.  

 
Die forschenden Pharmaun-

ternehmen in Deutschland ga-
ben 2008 knapp fünf Milliar-
den Euro für Forschung und 
Entwicklung aus. In 25 der 
insgesamt 440 Forschungspro-
jekte ging es um die Zulassung 
neuer Medikamente für die 
Behandlung psychischer Er-
krankungen. Dem standen 
staatliche Fördergelder für 
P s y c h o t h e r a p i e f o r s c h u n g 
(BMBF) von vier Millionen 
Euro 2008 gegenüber. Metho-
disch aufwändige RCT-Studi-
en in der Psychotherapiefor-
schung kosten zwischen ein 
und zwei Millionen Euro je 
Projekt. „Mit den geringen 
staatlichen Fördermitteln für  
Psychotherapieforschung las-
sen sich bei Weitem zu wenig 
Studien finanzieren“, bilan-
ziert Prof. Dr. Rainer Rich-
ter, Präsident der Bundespsy-

c h o t h e r a p e u t e n k a m m e r 
(BPtK). „Dagegen forschten 
die Pharmaunternehmen 2008 
an sieben neuen Medikamen-
ten allein gegen Depression.“  

 
Im deutschen Gesundheits-

system fehlt ein verlässliches 
finanzielles Fundament, das 
eine systematische Untersu-
chung innovativer psychothe-
rapeutischer Behandlungsan-
sätze und Versorgungskonzep-
te sicherstellt. Die BPtK for-
dert deshalb einen For-
schungsbonus, der auf die 
Vergütung für ambulante, 
vertragspsychotherapeutische 
Leistungen aufgeschlagen 
wird. Diese Prämie für Psy-
chotherapieforschung könnte 
analog z. B. der Finanzierung 
des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses (G-BA) über einen so 
genannten Systemzuschlag von 
der GKV erhoben werden. 
Über die zweckbezogene Ver-
wendung der Mittel könnte 
ein Forschungsrat entschei-
den. Bisher gibt die gesetzli-
che Krankenversicherung  
jährlich rund 900 Millionen 
Euro für die Vergütung nie-

Fortsetzung auf Seite 2 
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setze verstreut sind, zusam-
mengefasst und gestärkt wer-
den. Das soll für Patienten vor 
allem mehr Transparenz schaf-
fen. Der Vorschlag stößt nicht 
auf allgemeine Zustimmung. So 
sehen die Bundesärztekammer 
und andere Vertreter der Ärzte-
schaft den Vorschlag kritisch, 
wohingegen die Krankenkassen 
ihn eher begrüßen. 

 
Ein Paradigmenwechsel im 

Gesundheitssystem kündigt sich 
an. In einem zunehmend stär-
ker wettbewerblich organisier-
ten System übernehmen Pati-
enten und Versicherte eine 
prägendere Rolle. Mündige 
und informierte Verbraucher 
können Versorgungs- und Ver-
sicherungsangebote ablehnen 
oder akzeptieren. Auch als 
politische Mitgestalter in der 
Selbstverwaltung des Gesund-
heitssystems könnte der Ein-
fluss der Patienten wachsen. 

Insbesondere die Interessen 
von Anbietern und Kostenträ-
gern prägen gesundheitspoliti-
sche Entscheidungen. Ärzte, 
Psychotherapeuten, Apotheker 
und Krankenhäuser auf der 
einen Seite, Kranken- und Pfle-
gekassen auf der anderen Seite 
sowie Pharmaunternehmen 
steuern Leistungen und Struk-
turen des Gesundheitssystems. 
Patienten bleibt bislang dabei 
meist nichts anderes übrig, als 
sich mit den Angeboten abzu-
finden. 

 
Schon seit einigen Jahren 

lässt sich eine Entwicklung hin 
zu einer stärkeren Beteiligung 
von Patienten verfolgen. Seit 
Kurzem sind sie in einem der 
wichtigsten Gremien der 
Selbstverwaltung, dem Ge-
meinsamen Bundesausschuss 
(G-BA), vertreten – allerdings 
noch ohne Stimmrecht. Außer-
dem ist die Patientenbeauftrag-

te der Bundesregierung für ihre 
Interessen zuständig. Die vor 
einigen Jahren neu eingerichte-
te Stelle wird häufig in An-
spruch genommen, wie eine 
kürzlich erschienene wissen-
schaftliche Studie der Charité 
im Auftrag der Hans-Böckler-
Stiftung zeigte. Auch mehr 
Partizipation in den Selbstver-
waltungsgremien der Kranken-
kassen wird diskutiert. 

 
Der Verbraucherzentrale 

Bundesverband legte schon zu 
Beginn der Legislaturperiode 
einen Entwurf für ein Patien-
tenrechte- und Informationsge-
setz vor. Die große Koalition 
konnte sich aber nicht auf ein 
Gesetz einigen. Nun liegen 
Eckpunkte für ein Patienten-
rechtegesetz in der kommen-
den Wahlperiode vor. In einem 
solchen Gesetz sollen alle 
Rechte, die Patienten betreffen 
und die derzeit über viele Ge-

Patienten als Mitgestalter im Gesundheitssystem 

kenntnisse, die für die evidenz-
basierte Gestaltung der regulä-
ren Versorgung in der gesetzli-
chen Krankenversicherung er-
forderlich sind. Studien zur Be-
handlung von Kindern und Ju-
gendlichen oder älteren Men-
schen mit psychischen Erkran-
kungen bleiben ebenso die Aus-
nahme wie z. B. Untersuchun-
gen zu angemesseneren Versor-
gungskonzepten auch in Ergän-
zung der Richtlinienverfahren. 
Auch in der Selbstverwaltung 
wird mittlerweile erkannt, dass 
sie selbst aktiv die wissen-
schaftlichen Erkenntnisse gene-
rieren muss, die für die evi-
denzbasierte Weiterentwick-
lung des Leistungskatalogs er-
forderlich sind.  

 
„ P s y c h o t h e r a p e u t i s c h e 

Wirksamkeits- und Versor-
gungsforschung braucht dauer-
haft eine breitere finanzielle 
Basis. In der nächsten Legisla-
turperiode sollten dafür die 
notwendigen gesetzlichen 
Grundlagen geschaffen wer-
den“, so BPtK-Präsident Rich-
ter. 

dergelassener Psychotherapeu-
ten aus. Gäbe die GKV den 
gleichen Anteil für Forschung 
und Entwicklung aus wie die 
forschende Pharmaindustrie 
(13,2 Prozent), dann müssten 
jährlich mindestens 100 Millio-
nen Euro für Psychotherapie-
forschung zur Verfügung ge-
stellt werden. 

 
Die Wirksamkeit von Psycho-

therapie ist noch längst nicht für 
alle psychischen Störungen oder 
Anwendungsbereiche genügend 
erforscht. Auch zwischen den 
verschiedenen Psychotherapie-
verfahren unterscheiden sich die 
Forschungsaktivitäten stark. 
Schließlich fehlen Untersuchun-
gen zu verschiedenen Patienten-
gruppen (z. B. nach Alter, Ge-
schlecht oder sozialer Schicht). 
Dabei ist der Kenntnisstand zur 
Wirksamkeit von Psychothera-
pie bei Kindern und Jugendli-
chen besonders unzureichend. 

 
Die bisherigen öffentlichen 

Fördermittel, z. B. für klini-
sche Studien, reichen bei Wei-

tem nicht aus. Das For-
schungsdefizit in der Psycho-
therapie betrifft nicht nur die 
Wirksamkeitsstudien, sondern 
auch methodisch hochwertige 
Praxisstudien (Phase-IV-Studi-
en) und die Versorgungsfor-
schung. Forschungsergebnisse 
aus dem angelsächsischen 
Raum zeigen, dass gerade im 
Versorgungsalltag noch ein 
großes Innovationspotenzial für 
die Psychotherapie besteht. 
Wesentliche Fragen sind: Wie 
können psychische Krankheiten 
besser erkannt werden? Wie 
finden verschiedene Patienten-
gruppen am Besten zum Psy-
chotherapeuten? Wie lässt sich 
die Durchführung, Ergebnis-
qualität und Kosteneffektivität 
der psychotherapeutischen Be-
handlung verbessern? Wie sieht 
eine optimale Organisation und 
Implementierung der Psycho-
therapie im deutschen Gesund-
heitssystem aus? 

 
Außerdem generiert die Psy-

chotherapieforschung, wie sie 
heute finanziert wird, oftmals 
gerade nicht diejenigen Er-

Studie der  
Hans-Böckler-Stiftung: 

www.boeckler.de/pdf_fof/
S-2007-60-4-3.pdf 

 
Verbraucherzentrale  

Bundesverband 
„Patientenrechte- und 

Informationsgesetz“: 
www.vzbv.de 

 
Patientenbeauftragte der 

Bundesregierung 
„Patientenrechtegesetz“: 

www.patienten-
beauftragte.de 

Wissenschaftlicher Beirat 
Psychotherapie: 

www.wbpsychotherapie.de 
 

Bundesministerium für 
Bildung und Forschung 

„Förderschwerpunkt  
Psychotherapie“: 

www.gesundheits-
forschung-bmbf.de 
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BPtK-Dialog Mehr Studien zur Psychotherapie erforderlich 
Interview mit Dr. Stefan Etgeton 

 

Herr Etgeton, brauchen Pati-
enten zukünftig ein Gesetz, in 
dem ihre Rechte und Pflichten 
zusammengefasst sind? 

Eindeutig ja. Patientenrechte 
sind bisher ganz überwiegend 
nicht ausdrücklich in unserer 
Rechtsordnung normiert. Viele 
Rechte leiten sich grundsätzlich 
aus den Grundrechten unserer 
Verfassung ab. Viele Normen 
finden sich im Sozial-, Zivil- 
und Strafrecht, ohne dass dort 
ausdrücklich von Patienten ge-
sprochen wird. Viele Rechte 
ergeben sich auch aus der 
Rechtsprechung der Gerichte. 
Insgesamt ist es für Patienten 
daher sehr schwer, einen Über-
blick zu gewinnen. Im konkre-
ten Fall bleibt ihnen häufig 
nichts anderes übrig, als sich an 
einen Fachanwalt zu wenden. 
Deshalb wünschen wir uns 
mehr Transparenz durch ein 
Gesetz, das sämtliche rechtli-
chen Regelungen zu den Rech-
ten und Pflichten als Patient 
zusammenfasst. 

 
Was sollten die zentralen In-

halte eines solchen Patientenge-
setzes sein? 

Es sollte im Verhältnis zwi-
schen Patient und Arzt bzw. 
Psychotherapeut für Klarheit 
und Entscheidungssicherheit 
sorgen. Wir fordern insbeson-
dere die Einführung eines Be-
handlungsvertrages im Bürger-
lichen Gesetzbuch. Bei einer 
Reisebuchung ist es selbstver-
ständlich, dass die Leistungen 
vertraglich fixiert werden. Ein 
Behandlungsvertrag könnte 
auch bei der ärztlichen Behand-
lung für klare Verhältnisse sor-
gen. Einen detaillierten Geset-
zesvorschlag hatte der Verbrau-
cherzentrale Bundesverband 
bereits 2005 vorgelegt. Darin 
ist auch vorgesehen, dass der 
Arzt bei einem Behandlungs-
fehler, den ein Gutachter fest-
gestellt hat, nachweisen muss, 
dass sein Fehler nicht zu den 
Gesundheitsschäden geführt 
hat. Das wäre eine substanzielle 
Verbesserung bei der Schadens-
regulierung. 

Welche Erfahrungen haben 
Sie als Patientenvertreter im 
Gemeinsamen Bundesausschuss 
(G-BA) gemacht? 

Wir haben mit der Arbeit im 
G-BA sehr positive Erfahrun-
gen gemacht. Anfangs mögen 
bei den übrigen Akteuren noch 
Vorbehalte bestanden haben. 
Insbesondere vom Vorsitzen-
den, Dr. Rainer Hess, wurden 
wir jedoch sehr gut unterstützt 
und konnten unseren Argu-
menten auch Gehör verschaf-
fen. In Zukunft sollten Patien-
tenvertreter aber nicht nur mit-
beraten, sondern auch mitent-
scheiden können. Sie sollten 
z. B. bei der Tagesordnung mit-
bestimmen oder eine abwei-
chende Meinung bei Stellung-
nahmen dokumentieren kön-
nen. In den Bundesländern 
fehlt eine Patientenbeteiligung 
bei der Krankenhausplanung. 
Patientenvertreter sollten 
schließlich auch bei den Ent-
scheidungen über Honorarfra-
gen im Bewertungsausschuss 
beteiligt werden, etwa in Form 
von Stellungnahmerechten. 
Wir benötigen auch mehr sys-
tematisch erhobene Informatio-
nen darüber, welche Probleme 
die Patienten haben. Viele In-
formationen erhalten wir be-
reits über die Selbsthilfeorgani-
sationen. Aber Patienten, die 
akut krank sind, sind so nicht 
organisiert. Wenn diese nicht 
in die Verbraucher- oder Pati-
entenberatung kommen, gehen 
ihre Erfahrungen verloren. 

 
Was brauchen Patienten, um 

ihren Arzt oder Psychothera-
peuten besser auswählen zu 
können? 

Wir denken, dass die Daten 
der Qualitätssicherung ein öf-
fentliches Gut sind und den 
Verbrauchern zugänglich sein 
sollten, ebenso wie die Routi-
nedaten aus den Abrechnungen 
der Krankenkassen. Viele Pati-
enten brauchen aber auch eine 
persönliche und unabhängige 
Beratung. Wir testen zurzeit 
22 Beratungsstellen sowie ein 
bundesweites, kostenfreies Be-

ratungstelefon im Rahmen eines 
Modellvorhabens. Ab 2011 
sollten diese Einrichtungen zu 
einem dauerhaften Angebot der 
Patienteninformation werden. 

 
Was halten Sie vom Ärzte-

Navigator der AOK? 
Wir begrüßen, dass die AOK 

sich engagiert und Informatio-
nen für die Arztwahl bereit-
stellt, die methodisch besser 
ermittelt sind als bisherige 
Arztbewertungen im Internet. 
In Zukunft wäre es wichtig, die 
AOK-Daten allen Patienten 
verfügbar zu machen. Eine sol-
che Arztsuche könnte beispiels-
weise die „Weiße Liste“ ergän-
zen – eine Krankenhaussuche 
im Internet, die Selbsthilfe-
gruppen, Sozialverbände und 
Verbraucherzentralen zusam-
men mit der Bertelsmann Stif-
tung aufgebaut haben. Grund-
sätzlich sollte ein Fragebogen, 
mit dem Patienten Ärzte be-
werten, vernünftige Indikato-
ren enthalten, die insbesondere 
Rückschlüsse auf die Arzt-Pati-
enten-Kommunikation oder 
den Service zulassen. Patienten 
können sicherlich sehr gut be-
urteilen, wie lange sie warten 
müssen. Bei der Suche nach ei-
nem Psychotherapeuten inte-
ressiert Patienten beispielswei-
se, welche Schwerpunkte sie 
haben und ob sie spezielle Fort-
bildungen gemacht oder an 
Qualitätszirkeln teilgenommen 
haben. 

 
Was benötigen Patienten bei 

der Wahl ihrer psychotherapeu-
tischen Behandlung? 

Wir treten bei der Psycho-
therapie momentan auf der 
Stelle. Wir brauchen mehr Stu-
dien zur Wirksamkeit psycho-
therapeutischer Behandlungen. 
Wir begrüßen darum, dass psy-
chotherapeutische Verfahren, 
die bereits von den gesetzlichen 
Krankenkassen bezahlt werden, 
erneut kritisch überprüft wer-
den. Wenn die Evidenzlage ge-
klärt ist, lässt sich entscheiden, 
was in der Krankenbehandlung 
sinnvoll ist und was nicht. 

Verbraucherzentrale  
Bundesverband: 
verbraucherzentrale.de 
 
Krankenhaussuche  
„Weiße Liste“:  
www.weisse-liste.de  

Unabhängige Patientenbe-
ratung Deutschland:  
Tel. 0800 0117722 
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Kooperation für bessere Prävention und Versorgung 
psychisch kranker Kinder und Jugendlicher 

Mehr als 20 Prozent der Kin-
der und Jugendlichen in 
Deutschland zeigen Hinweise auf 
psychische Auffälligkeiten. Am 
häufigsten sind Angststörungen, 
gefolgt von Störungen des Sozial-
verhaltens, Depressionen und 
ADHS.  

Psychische Erkrankungen und 
Entwicklungsstörungen im Kin-
des- und Jugendalter können sich 
auf das ganze spätere Leben aus-
wirken. Kinder mit einer hohen 
Zahl an Risikofaktoren müssen 
daher frühzeitig erkannt und 
angemessen betreut und behan-
delt werden. Voraussetzung 
dafür ist eine bessere Koordinati-
on der Leistungen aus Gesund-
heitswesen, Jugend- und Sozial-
hilfe. Dies ist auch eine zentrale 
Forderung des 13. Kinder- und 
Jugendberichts der Bundesregie-
rung, der erstmals die Themen 
Gesundheit und gesundheitsbe-
zogene Prävention behandelt.  

 
Kinder psychisch kranker Eltern 

In Deutschland haben mindes-
tens 1,6 Millionen Kinder und 
Jugendliche Eltern, die psychisch 
krank sind. Etwa 2,65 Millionen 
Heranwachsende haben Eltern, 
die alkoholabhängig sind. Sie 
leiden deshalb häufiger unter 
elterlichen Konflikten, Gewalt, 
Arbeitslosigkeit und finanziellen 
Schwierigkeiten und tragen ein 
erhöhtes Risiko, selbst psychisch 
krank zu werden.  

Kinder psychisch kranker El-
tern brauchen frühzeitig eine 
besondere Aufmerksamkeit und 
geeignete Hilfe bzw. Unterstüt-
zung. Für eine bundesweite Um-
setzung fehlen bis heute die ge-
setzlichen Voraussetzungen: Es 
existiert kein Präventionsgesetz, 
das eine langfristige Finanzierung 
vorbeugender Gesundheitspro-
gramme sichert. 

 
Präventionsgesetz 

Gesundheitswesen sowie die 
Kinder- und Jugendhilfe könnten 
gemeinsam einen viel stärkeren 
Beitrag zur Gesundheitsförde-
rung von Kindern und Jugendli-

chen leisten. Dafür müsste flä-
chendeckend und umfassend eine 
kommunale Infrastruktur aufge-
baut werden, die die frühe För-
derung von allen Kindern, Ju-
gendlichen und ihren Familien 
ermöglicht. 

Erfolgreiche Prävention schei-
tert in der Praxis jedoch oft an 
einer unzureichenden Koordina-
tion der verfügbaren Angebote. 
Erfolgreiche Konzepte aus Ju-
gendhilfe, Sozialhilfe und Ge-
sundheitswesen müssten künftig 
besser miteinander verzahnt 
werden. Ein Präventionsgesetz 
könnte diese Verzahnung mit 
dem Ziel eines effektiven, quali-
tätsgesicherten und koordinier-
ten Angebotes vor Ort ermögli-
chen. Die erforderlichen finan-
ziellen Ressourcen würden zur 
Verfügung stehen, wenn Ge-
sundheitsförderung als gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe verstan-
den und breit getragen wird. Der 
erste wissenschaftliche Survey 
zur Kinder- und Jugendlichenge-
sundheit in Deutschland des 
Robert Koch-Instituts und der 
13. Kinder- und Jugendbericht 
zeigen eindrücklich, wie drin-
gend ein Präventionsgesetz in 
Deutschland gebraucht wird. 

 
Kinderschutzgesetz 

Vernachlässigte und misshan-
delte Kinder tragen ein hohes 
Risiko, psychisch zu erkranken. 
Entwicklungs- und Gesund-
heitsrisiken können verringert 
werden, wenn künftig zwei 
Maßnahmen ineinandergreifen: 
Das frühzeitige und zuverlässige 
Erkennen von Risiken und ein 
breites, flächendeckendes Hilfs- 
und Unterstützungsangebot für 
hilfesuchende und hilfebedürfti-
ge Eltern. 

Damit präventive Angebote 
von Risikofamilien auch tatsäch-
lich angenommen werden, 
braucht es hinreichende Kapazi-
täten und Kompetenzen der 
Jugendämter für alle Hilfesu-
chenden und für aufsuchende 
Hilfen. Die Ausübung des staat-
lichen Wächteramtes darf dabei 

die Hilfs- und Unterstützungs-
angebote des Jugendamtes nicht 
diskreditieren. Dies ist aus fach-
licher Sicht eine der zentralen 
Forderungen an ein Kinder-
schutzgesetz, das in der nächs-
ten Legislaturperiode möglichst 
zügig verabschiedet werden 
sollte. 

 
Stationäre Versorgung  

Kinder und Jugendliche wer-
den in Regionen, in denen ge-
eignete Angebote und Einrich-
tungen der stationären Jugend-
hilfe fehlen, häufiger in Kinder- 
und Jugendpsychiatrien einge-
wiesen. Dadurch werden statio-
näre Behandlungskapazitäten als 
Maßnahmen der Erziehungshil-
fe zweckentfremdet.  

Auf der anderen Seite leben 
in den stationären Einrichtun-
gen der Jugendhilfe überdurch-
schnittlich viele psychisch kran-
ke Kinder und Jugendliche. 
Hier müssen die gesetzlichen 
Voraussetzungen geschaffen 
werden, damit die psychothera-
peutische Behandlung in erfor-
derlichem Umfang sicherge-
stellt ist. 

 
Komplexleistungen 

Oft lässt sich nicht eindeutig 
feststellen, ob bei einem Kind 
oder Jugendlichen eine Jugend-
hilfemaßnahme (z. B. als Ein-
gliederungshilfe bei seelischer 
Behinderung) oder eine Psycho-
therapie als Krankenbehandlung 
im Vordergrund stehen sollte. 
Die für diese Fälle vorgesehenen 
Komplexleistungen sind blanke 
Theorie und funktionieren nicht 
in der Versorgungspraxis. Abhil-
fe kann eine bessere fachliche 
Abstimmung und Kooperation 
zwischen den verschiedenen 
Hilfe- und Versorgungssystemen 
schaffen. Auch hier wird noch 
einmal deutlich, wie sehr praxis-
taugliche Regelungen fehlen, 
um Maßnahmen der steuerfinan-
zierten Jugendhilfe und der bei-
tragsfinanzierten gesetzlichen 
Krankenversicherung besser 
aufeinander abzustimmen.  

13. Kinder- und 
Jugendbericht:  

www.dji.de 
 

Pressemitteilung der 
BPtK vom 11.05.2007: 

www.bptk.de 
 

Bella-Studie des  
Robert Koch-Instituts: 

www.bella-studie.de 
 

Stellungnahme der BPtK 
zum Entwurf eines  

Kinderschutzgesetzes: 
www.bptk.de 



Prof. Dr. Rainer Richter 

Präsident der Bundespsycho-
therapeutenkammer 
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BPtK-Dialog „Das Selektivvertragssystem  
kann durchaus eine Chance sein“   

Interview mit Prof. Dr. Rainer Richter 

 

Ist die Versorgung psychisch 
kranker Menschen ein Thema 
für die Gesundheitspolitik in 
der nächsten Legislaturperiode? 

Davon gehe ich aus. Neben 
zentralen Themen, wie der aus-
reichenden und solidarischen 
Finanzierung der gesetzlichen 
Krankenversicherung, der Wei-
terentwicklung des Vertrags-
rechts und der Vergütungssyste-
me, wird ein Fokus die Förde-
rung von Versorgungskonzep-
ten sein, die besser auf den Be-
darf unterschiedlicher Patien-
tengruppen eingehen. Der Sach-
verständigenrat zur Begutach-
tung der Entwicklung im Ge-
sundheitswesen hat in seinem 
Gutachten 2009 noch einmal 
deutlich auf diesen Aspekt auf-
merksam gemacht. 

 
Was sollte sich für psychisch 

kranke Menschen verbessern? 
Die einseitige Pharmakothe-

rapie von psychischen Störun-
gen wie beispielsweise bei Kin-
dern und Jugendlichen mit 
ADHS und damit eng verbun-
den die Unterversorgung mit 
Psychotherapie. Wir müssen 
davon ausgehen, dass für etwa 
fünf Millionen Menschen eine 
Psychotherapie angezeigt wäre. 
Für diese steht bei Weitem kei-
ne ausreichende Zahl von Be-
handlungsplätzen zur Verfü-
gung. Deshalb entstehen mona-
telange Wartezeiten in der am-
bulanten Psychotherapie. Das 
ist insbesondere für schwer psy-
chisch kranke Menschen nicht 
weiter zumutbar. Außerdem 
haben die Ausgaben für stationä-
re psychiatrische Behandlungen 
in letzter Zeit dramatisch zuge-
nommen. 

 
Fordern Sie eine Priorisie-

rung von Krankheiten oder 
GKV-Leistungen? 

Keinesfalls in dem Sinn, wie 
die Ärzteschaft dies diskutiert. 
Wir sind gegen den Ausschluss 
von Krankheiten oder von wirk-
samen Behandlungen aus der 
gesetzlichen Krankenversiche-

rung (GKV). Ein solches Kon-
zept verwehrt den Menschen 
eine umfassende Versorgung, 
die sich Zusatzversicherungen 
nicht leisten können. Wir wer-
den uns dafür einsetzen, dass es 
bei einer solidarisch finanzierten 
Krankenversicherung bleibt, 
ohne Kürzungen im Leistungs-
katalog. 

 
Aber schon heute ist es doch 

so: Wer dringend eine Psycho-
therapie benötigt, bekommt 
keine. 

Psychotherapeuten müssen 
angesichts langer Wartelisten 
nach fachlichen und ethischen 
Standards entscheiden, wann 
welche Patienten wie viel Psy-
chotherapie erhalten. Wir wol-
len zusätzlich zur Richtlinien-
psychotherapie flexiblere, ge-
stufte Behandlungsangebote für 
psychisch kranke Menschen er-
proben. Wir wollen gemeinsam 
mit Ärzten, Pflegekräften und 
Krankenkassen dafür sorgen, 
dass Patienten unabhängig von 
Alter, Geschlecht und sozialer 
Schicht eine angemessene Psy-
chotherapie dann erhalten, 
wenn sie sie benötigen. Die be-
stehende Versorgung lässt sich 
sicher noch verbessern. 

 
Ist damit das Problem der 

Unter- und Fehlversorgung ge-
löst? 

Nein, denn wir brauchen auf 
jeden Fall mehr Psychothera-
peuten. Eine ausreichende psy-
chotherapeutische Versorgung 
ist bisher nicht sichergestellt. 
Die derzeitige Bedarfsplanung 
hat weder Unterversorgung 
vermieden noch Überversor-
gung abgebaut. Wir schlagen 
uns bis heute mit historisch fest-
geschriebenen Bedarfszahlen für 
Psychotherapeuten herum, die 
nicht annähernd den Versor-
gungsbedarf widerspiegeln. 

 
Was müsste sich an der Be-

darfsplanung ändern? 
Wir werden einen pragmati-

schen Ansatz finden müssen. 

Versorgungsbedarf lässt sich 
nicht objektiv messen. Dennoch 
brauchen wir Kriterien, um zu 
beurteilen, ob im Miteinander 
von stationärer und ambulanter 
Versorgung, im Nebeneinander 
von Selektiv- und Kollektivver-
tragssystem sowie angesichts 
der sich wandelnden Aufgaben-
verteilung zwischen den Ge-
sundheitsberufen eine ausrei-
chende regionale Versorgung 
sichergestellt ist. Die Verant-
wortung für Sicherstellung in 
diesem Sinne könnte Aufgabe 
der Kassenärztlichen Vereini-
gungen bleiben oder auf die 
Bundesländer verlagert werden. 
Wir sollten vielleicht nicht 
mehr von Bedarfsplanung spre-
chen, sondern genauer bezeich-
nen, worum es zukünftig tat-
sächlich geht: um einen über-
prüfbaren Zielkorridor für die 
Angebotssteuerung unter-
schiedlicher Vertragspartner. 

 
Gibt es auch kurzfristig 

wirksame Ansätze zum Abbau 
von Unterversorgung? 

Das Selektivvertragssystem 
kann durchaus eine Chance 
sein. Die Krankenkassen haben 
damit die Möglichkeit, ihren 
Versicherten schneller und fle-
xibler Psychotherapie anbieten 
zu können, stoßen dabei aber 
immer wieder an die bekann-
ten Kapazitätsgrenzen. Wir 
plädieren dafür, dass für neue 
Versorgungsformen auch Psy-
chotherapeuten Verträge 
schließen können, die nicht 
über eine Zulassung verfügen. 
Entscheidend wird sein, dass 
Patient und Psychotherapeut 
weiterhin die Behandlung auto-
nom planen und gestalten kön-
nen. Es geht dabei nicht nur 
um kurzfristige Behandlungs-
plätze und auch nicht um kür-
zere Psychotherapie. Die psy-
chotherapeutische Behandlung 
muss maßgeschneidert sein und 
sich dabei auf Evidenznachwei-
se stützen. Und es gilt, die Pa-
tientenpräferenzen zu berück-
sichtigten. 
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Daher soll ein Thema der Ar-
beitsgruppe auch das zukünftige 
Verhältnis von Kollektiv- zu 
Selektivverträgen sein. Die 
Gesundheitsministerkonferenz 
sieht ferner die Notwendigkeit 
einer neuen Aufgabenteilung 
zwischen den Aufsichtsbehör-
den des Bundes und der Länder, 
um eine regional ausgerichtete 
Gesundheitsversorgung bedarfs-
gerecht und gleichmäßig zu 
gewährleisten. Sie hält dabei 
eine Neustrukturierung der 
Länderzuständigkeiten im Be-
reich der Ausgestaltung und 
Vereinbarung von regionalen 
Versorgungsstrukturen für er-
forderlich. 

 
Das Ergebnis der Arbeits-

gruppe der Staatssekretäre kann 
mit Spannung erwartet werden. 
Auf viele der aufgeworfenen 
Fragen wird die Gesundheitspo-
litik nach der Bundestagswahl 
eine Antwort finden müssen. 

Die sich verändernden Rah-
menbedingungen erfordern in 
der gesetzlichen Krankenversi-
cherung neue Steuerungsmög-
lichkeiten, um bundesweit eine 
Versorgung sicherzustellen, die 
bedarfsgerecht, flächende-
ckend, sektorübergreifend und 
der demografischen Entwick-
lung angepasst ist. Diese Er-
kenntnis hat die 82. Gesund-
heitsministerkonferenz (GMK) 
am 24./25. Juni 2009 in Erfurt 
dazu bewogen, eine Staatssekre-
tärsarbeitsgruppe einzurichten. 
Die länderoffene Arbeitsgruppe 
unter Federführung von Sach-
sen und Bremen soll möglichst 
konkrete Vorschläge für die 83. 
GMK erarbeiten. 

 
Die Fragen lassen erkennen, 

dass es die Länder für notwen-
dig halten, die bisherigen Steue-
rungsinstrumente, insbesondere 
auch die der Bedarfsplanung, 
grundsätzlich zu reformieren. 

Konkret geht es darum, wie ein 
neuer ordnungspolitischer Rah-
men für den Sicherstellungsauf-
trag aussehen könnte, wie dieser 
sektorübergreifend gestaltet 
werden könnte und welche Aus-
gestaltungsmöglichkeiten für die 
Länder dabei denkbar wären. 
Die GMK hält es für erforder-
lich, die Länderzuständigkeiten 
bei regionalen gesundheitlichen 
Versorgungsstrukturen sowie 
bei der Aufsicht über die gesetz-
lichen Krankenkassen neu zu 
strukturieren. 

 
Die Gesundheitsminister 

suchen nach Wegen, überge-
ordnete politische Ziele besser 
zu verwirklichen, dabei aber 
regionalen Erfordernissen bes-
ser gerecht zu werden. Dabei 
dürfte die politische Auseinan-
dersetzung um Selektivverträ-
ge, insbesondere die Debatte 
um die Hausarztverträge, eine 
wesentliche Motivation sein. 

82. GMK: Reform der Bedarfsplanung 

KJP-Mindestquote: BMG fragt beim G-BA nach 

Am 18. Juni 2009 beschloss 
der Gemeinsame Bundesaus-
schuss (G-BA), wie die neue ge-
setzliche 20prozentige Mindest-
quote für Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapie in der Be-
darfsplanung umzusetzen ist. 
Die beschlossenen Richtlinien-
änderungen verzögern und be-
hindern eine bessere flächende-
ckende Versorgung von psy-
chisch kranken Kindern und Ju-
gendlichen. 

 
Die Bundespsychotherapeu-

tenkammer (BPtK) hält den  
G-BA-Beschluss für rechtswid-
rig und hat sich daher an das 
Bundesministerium für Gesund-
heit gewandt und dafür plä-
diert, den Beschluss zu bean-
standen. Das Ministerium griff 
diese Bedenken auf und forder-
te vom G-BA zusätzliche Infor-
mationen und eine ergänzende 
Stellungnahme. Die Beanstan-
dungsfrist wird dadurch unter-
brochen. Der G-BA muss jetzt 
begründen, wie er zu seinen 
schwer nachvollziehbaren Rege-

lungen gekommen ist, die die 
gesetzliche Reform eher blo-
ckieren als fachlich umsetzen. 

 
Der Gesetzgeber hatte vorge-

schrieben, dass mindestens 20 
Prozent der niedergelassenen 
Psychotherapeuten ausschließ-
lich Kinder und Jugendliche be-
handeln sollen. Der G-BA plant 
dagegen, auch Psychotherapeu-
ten mit einer doppelten Zulas-
sung auf diese Mindestquote an-
zurechnen, selbst wenn sie im 
Schwerpunkt Erwachsene ver-
sorgen. Bundesweit arbeiten 
576 Psychotherapeuten mit ei-
ner doppelten Zulassung als 
Psychologischer Psychothera-
peut und Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeut. Die ge-
plante G-BA-Regelung würde 
bedeuten, dass bundesweit 288 
Praxissitze für Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapie weni-
ger geschaffen werden. 

 
Auch eine Zehn-Prozent-

Quote für Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapie, die der 

Gemeinsame Bundesausschuss 
übergangsweise einführen 
wollte, widerspricht dem 
Willen des Gesetzgebers. Eine 
solche Quote verhindert, dass 
sich gerade in den unterver-
sorgten ländlichen Gebieten 
die mangelhafte Versorgung 
von Kindern und Jugendlichen 
zügig verbessert. Eine Zehn-
Prozent-Hürde vergrößert 
vielmehr zunächst das Behand-
lungsangebot in den bereits 
besser versorgten Städten und 
Ballungsgebieten. 

 
„Der G-BA ist offensichtlich 

gerade noch an einer Bean-
standung vorbeigeschlittert. 
Jetzt hat er die Chance, eine 
schnelle und sachgerechte Re-
gelung zu suchen, die die Ver-
sorgung psychisch kranker 
Kinder und Jugendlicher tat-
sächlich entscheidend verbes-
sert“, urteilt BPtK-Vorstand 
Peter Lehndorfer. „Neun Mo-
nate nach Inkrafttreten des 
Gesetzes sollte er dafür nicht 
mehr viel Zeit benötigen.“ 

Stellungnahme der BPtK 
vom 7. April 2009: 

www.bptk.de  

Gesundheitsminister-
konferenz 

„Beschlüsse der 82. GMK“: 
www.gmkonline.de  
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BPtK-Inside BVA-Vorschläge zum Morbi-RSA 
Das Bundesversicherungsamt 

(BVA) hat mit seinem aktuellen 
Entwurf für den morbiditätsori-
entierten Risikostrukturausgleich 
(Morbi-RSA) 2010 deutlich ge-
macht, dass es sein Klassifikations-
systems empirisch gestützt und 
dialogorientiert weiterentwickeln 
will.  

Es hält daran fest, dass bei den 
meisten Diagnosegruppen sowohl 
stationäre als auch ambulante 
Diagnosen Zuschläge auslösen, 
sodass Fehlanreize für stationäre 
Aufenthalte vermieden werden. 
Arzneimittelwirkstoffe werden 
nur zu einem kleinen Teil zur 
Validierung ambulanter Diagno-
sen hinzugezogen, um einseitige 
Anreize für eine Pharmakothera-
pie zu verhindern. 

Das BVA greift bei der aktuel-
len Weiterentwicklung die Anre-
gung der BPtK auf, für unspezifi-
sche Diagnosen einer depressiven 
Störung eine eigene Morbiditäts-
gruppe zu bilden. Unspezifische 
Diagnosen machen mehr als die 
Hälfte der Zuordnungen in der 
Morbiditätsgruppe „Depression 
und wahnhafte Störungen“ aus. 

Dabei handelt es sich oftmals um 
sehr leichte Erkrankungen, 
manchmal lediglich um Ver-
dachtsdiagnosen, die nicht detail-
liert geprüft werden. Unspezifi-
sche Diagnosen sind deshalb mit 
wesentlich geringeren Kosten 
verbunden als spezifische. 

Das Institut des Bewertungs-
ausschusses (InBA) erarbeitet 
zurzeit Kodierrichtlinien, welche 
die Qualität insbesondere der 
ambulanten Diagnosen verbes-
sern sollen. Verbindliche Kodier-
richtlinien mit eindeutigen Krite-
rien lassen sich sinnvoll jedoch 
nur für die spezifischen Diagno-
sen entwickeln. Auf lange Sicht 
sollten daher nach Auffassung der 
BPtK ausschließlich spezifische 
Diagnosen im Morbi-RSA be-
rücksichtigt werden. Das gilt 
sowohl für psychische als auch für 
körperliche Erkrankungen.  

Bei demenziellen Erkrankun-
gen wird das BVA, u. a. auf Vor-
schlag der BPtK, zukünftig weit-
gehend darauf verzichten, ambu-
lante Diagnosen mittels Arznei-
mittelverordnungen zu validie-
ren. Damit werden Fehlanreize 

für vielfach nicht wirksame medi-
kamentöse Behandlungen weiter 
abgebaut. 

Der jetzige BVA-Entwurf 
weist aber auch auf grundsätzli-
che Mängel der bestehenden 
gesetzlichen Regelungen hin. Die 
gesetzliche Begrenzung auf 50 bis 
80 Krankheiten schränkt die 
Möglichkeiten zu stark ein, die 
Unterschiede in der Morbiditäts-
struktur der Krankenkassen ange-
messen auszugleichen. Zum an-
deren werden Erkrankungen, die 
vorwiegend in einem bestimmten 
Lebensalter auftreten, systema-
tisch unterbewertet. So droht 
derzeit die Streichung der 
ADHS, die überwiegend im Kin-
des- und Jugendalter auftritt, aus 
der Liste der berücksichtigungsfä-
higen Krankheiten, obwohl deren 
Kostenrelevanz völlig unstrittig 
ist. Die BPtK plädiert deshalb für 
eine Gesetzesänderung, die es 
ermöglicht, dass deutlich mehr 
als 80 Krankheiten im Morbi-
RSA berücksichtigt werden, und 
die bei der Krankheitsauswahl 
eine Alters- und Geschlechtsad-
justierung vorschreibt.  

Strengere Zulassung von Methylphenidat 
Das Bundesinstitut für Arznei-

mittel und Medizinprodukte 
(BfArM) hat mit Wirkung vom  
1. September 2009 die Zulassung 
für Arzneimittel mit dem Wirk-
stoff „Methylphenidat“ (z. B. Rita-
lin) eingeschränkt. Es setzt damit 
eine Entscheidung der Europäi-
schen Kommission und das Er-
gebnis eines europäischen Risiko-
bewertungsverfahrens für Arznei-
mittel mit Methylphenidat um. 
Hintergrund sind die massive 
Über- und Fehlversorgung von 
Kindern und Jugendlichen mit 
Methylphenidat und insbesondere 
Berichte über teilweise schwere 
unerwünschte Nebenwirkungen. 

Die geänderten Zulassungsbe-
dingungen schreiben vor, dass 
Methylphenidat nur im Rahmen 
einer therapeutischen Gesamt-
strategie der Behandlung von 
ADHS indiziert ist. Es darf erst 
dann verordnet werden, wenn 
sich andere therapeutische Maß-

nahmen allein als unzureichend 
erwiesen haben. Die Entschei-
dung für eine Behandlung mit 
Methylphenidat muss auf einer 
sehr sorgfältigen Einschätzung 
der Schwere und Dauer der Sym-
ptome des Kindes beruhen. Dar-
über hinaus ist die Behandlung 
unter Aufsicht eines Spezialisten 
für Verhaltensstörungen bei Kin-
dern durchzuführen. Der Arzt, 
der Methylphenidat über längere 
Zeit bei Kindern und Heran-
wachsenden mit ADHS anwen-
det, hat regelmäßig den langfristi-
gen Nutzen des Arzneimittels für 
den einzelnen Patienten zu prü-
fen, indem er das Medikament 
mindestens einmal im Jahr ab-
setzt.  

Die Behandlung mit Me-
thylphenidat setzt demnach zum 
einen die gesicherte, kriterienori-
entierte Diagnostik einer ADHS 
und eine entsprechende Schwere 
und Dauer der Erkrankung vor-

aus. Zum anderen müssen Be-
handlungsversuche mit anderen 
Therapieverfahren, wie z. B. Psy-
chotherapie, unternommen wor-
den sein, ohne dass sich ein The-
rapieerfolg eingestellt hat.  

Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten sowie Psycholo-
gische Psychotherapeuten mit 
entsprechender Zusatzqualifikati-
on sind umfassend qualifiziert, 
Verhaltensstörungen zu diagnos-
tizieren und zu behandeln. In evi-
denzbasierten Leitlinien zur Be-
handlung von ADHS gehört Psy-
chotherapie zu den wesentlichen 
Maßnahmen. Aufgrund ihrer dia-
gnostischen und Behandlungs-
kompetenzen können Psychothe-
rapeuten die erwünschten und 
unerwünschten Wirkungen von 
Methylphenidat beurteilen und 
damit im Rahmen einer thera-
peutischen Gesamtstrategie auch 
die Aufsicht über die Behandlung 
mit Methylphenidat übernehmen.  

Bundesinstitut für Arznei-
mittel und Medizinpro-
dukte (BfArM) 
„Methylphenidat“: 
www.bfarm.de 

Institut des Bewertungs-
ausschusses: 
www.institut-des-
bewertungsausschusses.de 
 
Bundesversicherungsamt: 
www.bva.de 



Das Institut für angewandte Qua-
litätsförderung und Forschung im 
Gesundheitswesen (AQUA) über-
nimmt in der gesetzlichen Kranken-
versicherung die neue sektorüber-
greifende Qualitätssicherung. Der 
Gemeinsame Bundesaus schuss  
(G-BA) schloss dafür mit AQUA 
den entsprechenden Vertrag. Dieser 
Vertrag umfasst auch die Fortfüh-
rung der bestehenden stationären 
Qualitätssicherung. 

 
Das Göttinger Institut will in we-

niger als fünf Monaten ein Metho-
denpapier für die sektorübergreifen-
de Qualitätssicherung vorlegen. Der 
Unterzeichnung des Vertrages war 
eine vergaberechtliche Auseinander-
setzung mit dem Mitbewerber, Bun-
desgeschäftsstelle Qualitätssiche-
rung (BQS), vorausgegangen. Die 
BQS war dabei sowohl vor der Ver-
gabekammer des Bundeskartellam-
tes als auch vor dem Landessozialge-
richt Nordrhein-Westfalen unterle-
gen. „Nach dem zweijährigen Verga-
beverfahren und langwierigen 
Rechtsstreitigkeiten im Anschluss ist 
die Vertragsunterzeichnung ein Mei-
lenstein“, kommentierte der G-BA-
Vorsitzende Dr. Rainer Hess. 

Sektorüber-
greifende 

Qualitätssicherung 
– Vertrag mit AQUA 

Ende Juni 2009 legte der Sachverständigenrat zur Begutachtung der Entwicklung im 
Gesundheitswesen sein Gutachten „Koordination und Integration – Gesundheitsversor-
gung in einer Gesellschaft des längeren Lebens“ vor. Thematisiert werden insbesondere 
die erheblichen Koordinationsdefizite der Gesundheitsversorgung und die speziellen 
Versorgungsanforderungen älterer und alter Menschen (www.svr-gesundheit.de). 

 
Der Gesprächskreis Sozialpolitik der Friedrich-Ebert-Stiftung hat im Juni 2009 ein 

Diskussionspapier zur „Zukunft des Gesundheitssystems – Solidarisch finanzierte Ver-
sorgungssysteme für eine alternde Gesellschaft“ veröffentlicht. Es werden Perspektiven 
für eine Gesundheitspolitik bis 2020 aufgezeigt (www.fes.de). 

 
Mitte Juli 2009 wurde ein vom Bundesministerium der Finanzen in Abstimmung mit 

dem Bundesgesundheitsministerium in Auftrag gegebenes Gutachten der Wissenschaft-
ler Bert Rürup und Eberhard Wille unter Beteiligung des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW) und des IGES Instituts der Öffentlichkeit vorgestellt. Thema ist 
vor allem die Stärkung wettbewerblicher Organisationselemente in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (www.bmf.bund.de). 

Gutachten zur Gesundheitsreform 

ZUM SCHLUSS 
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2008: Fünf Prozent mehr Psychotherapeuten 
Die Zahl der Psychotherapeuten stieg 

2008 um knapp fünf Prozent auf 33.077. 
Drei Viertel von ihnen sind Psychologische 
Psychotherapeuten (76,7 Prozent), jeder 
sechste ist Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeut (16,2 Prozent) sowie jeder 
fünfzehnte doppelapprobiert (7,1 Prozent). 

 
Über die Hälfte aller Psychotherapeuten 

arbeitet in einer psychotherapeutischen 
Praxis, weitere 17 Prozent in anderen am-
bulanten Einrichtungen (im Wesentlichen 
in Beratungsstellen). Knapp 17 Prozent der 
Psychotherapeuten sind in einem Kranken-
haus, weitere fünf Prozent in einer Rehabi-
litationseinrichtung beschäftigt.  

Zwei Drittel der Psychotherapeuten sind 
Frauen (65,7 Prozent). Ihr Anteil wird in 
Zukunft weiter wachsen, denn in den unte-
ren Altersgruppen ist der Frauenanteil 
deutlich größer als in den oberen und die 
Psychotherapeutenschaft steht wie die an-
deren akademischen Heilberufe vor einem 
Generationenwechsel. Der Altersdurch-
schnitt der Psychotherapeuten liegt bei 
52,7 Jahren. 60 Prozent der Psychothera-
peuten sind 50 Jahre und älter.  

Robert Koch-Institut,  
Themenheft 41: 

www.rki.de 
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